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Christopher Vogt zu TOP 1 Aktuelle Stunde "Ein
schuldenfinanziertes Sondervermögen Klimaschutz für
Schleswig-Holstein"

In seiner Rede zu TOP 1 (Aktuelle Stunde zu „Sondervermögen Klimaschutz“) erklärt

der Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion, Christopher Vogt:

„Diese Aktuelle Stunde war leider notwendig geworden, weil wir als Opposition

natürlich VOR der Debatte und der Abstimmung über den Landeshaushalt und die

Finanzplanung wissen wollten, welche Finanzpolitik diese Koalition in den nächsten

Jahren denn nun eigentlich betreiben will.	Das war die letzten Tage – ausgerechnet

kurz vor der Verabschiedung des ersten schwarz-grünen Landeshaushalts – völlig

unklar geworden, da der Ministerpräsident sich in der vergangenen Woche recht

kryptisch zu den Vorschlägen seiner Finanzministerin eingelassen hatte, die plötzlich

die außerordentlich erfolgreichen Bundesländer Saarland, Bremen und Berlin als

Vorbild nehmen will.	Aber im Ernst:	An Bremen, Berlin und dem Saarland sollten wir

uns vor allem haushaltspolitisch nun wirklich nicht orientieren. Es ist ja schon eine

besondere Leistung, dass die CDU nach über 20 Jahren in Berlin wieder die

Landesregierung übernimmt und als erstes ein milliardenschweres Schuldenpaket

auflegt, was selbst Rot-Rot-Grün nicht gemacht hat.

Schleswig-Holstein ist nach wie vor hochverschuldet, die Zinsbelastung steigt wieder

massiv an, es gibt noch immer einen sehr hohen Investitionsstau und die

Pensionslasten sind erdrückend. Uns wurde ja gerade erklärt, dass diese Aktuelle

Stunde eigentlich gar nicht notwendig wäre. Wie notwendig sie war, haben allerdings

gerade meine beiden Vorredner eindrucksvoll gezeigt. Ich bin froh und erleichtert, dass

die CDU – zumindest bei dieser sehr grundlegenden Frage zur Zukunft unseres

Bundeslandes – der Finanzministerin nicht folgt und ihren finanzpolitischen

Vorstellungen eine Absage erteilt. Allerdings habe ich das Gefühl, dass wir die

Finanzministerin immer noch ernster nehmen als die CDU. Denn wenn die

Finanzministerin wenige Tage vor der Diskussion über den Haushalt und die

Finanzplanung einen solchen Vorschlag öffentlich verlautbaren lässt, dann nehmen wir

das ernst. Die CDU sagt nur: „Nein, es ist nichts passiert. Gehen Sie bitte weiter.“ Hätte

die CDU ein solches Sondervermögen jetzt mitgemacht, dann wäre das nichts anderes

als ein Offenbarungseid gewesen. Und man kann nur hoffen, dass die CDU die



nächsten vier Jahre hier auch wirklich standhaft bleiben wird. Das wird wirklich

interessant werden, denn bis vor 14 Tagen hätte ich mir auch nicht vorstellen können,

dass die CDU-Fraktion hier einmal allen Ernstes beantragen und es dann auch noch

öffentlich verteidigen würde, dem Landtag einen so genannten Klimabeirat mit

weitreichenden Befugnissen an die Seite zu stellen.	Ich bin der SPD und dem SSW

ausgesprochen dankbar dafür, dass sie diesen Unsinn mit uns gemeinsam verhindert

haben.	Und ich weiß, dass es viele Kolleginnen und Kollegen der CDU-Fraktion ganz

genauso sehen.

Der öffentliche Vorstoß der Finanzministerin für einen erneuten milliardenschweren

Notkredit kam in der Sache ja nicht überraschend.	Die Grünen haben ihre Finanzpolitik

in den letzten Jahren grundlegend geändert.	Das Thema Nachhaltigkeit spielt für sie

bei den Staatsfinanzen leider keine Rolle mehr.	Während Monika Heinold die

Schuldenbremse gemeinsam mit uns eingeführt und lange Zeit vehement verteidigt

hatte, wird diese bei den Grünen mittlerweile nicht mehr als Errungenschaft für mehr

Generationengerechtigkeit, sondern nur noch als Hindernis für grüne Politik

gesehen.	Und da die Schuldenbremse nicht so leicht wieder abgeschafft werden kann,

soll sie nun offenkundig dauerhaft ausgehebelt werden.	Ich bedauere diese

Entwicklung sehr und es wird das schwarz-grüne Bündnis zunehmend belasten.

Die Landesverfassung sieht in Artikel 61 Absatz 3 zu Recht Ausnahmen für

‚außergewöhnliche Notlagen‘ vor, die sich ‚der Kontrolle des Staates‘ entziehen.	Dies

war zu Beginn der Corona-Pandemie der Fall und dies war auch zu Beginn des Ukraine-

Krieges der Fall.	Der Klimawandel ist aber eine globale Herausforderung und der

Klimaschutz eine staatliche Daueraufgabe, die von dieser Ausnahmeregelung in der

Verfassung ganz klar nicht abgedeckt ist.

Trotz der heftigen Krisen der vergangenen Jahre hat das Land sehr hohe

Steuereinnahmen.	Deutschland ist nahezu Weltmeister bei Steuern und Abgaben.	Der

Klimaschutz erfordert zweifelsohne hohe Investitionen, aber mit staats- und

planwirtschaftlichen Ansätzen und mit immer neuen Verboten werden wir auch hier

nicht erfolgreich sein.	Das wird nicht funktionieren.	Das lehrt uns die

Geschichte.	Stattdessen brauchen wir vor allem mehr Anreize für private Investitionen

und weniger Bürokratie und unnötige Hemmnisse. Die Grünen sollten vielleicht auch

einmal mit Robert Habeck sprechen, ob es so sinnvoll ist, die Kernkraftwerke

abzuschalten, Atomstrom aus Frankreich zu importieren und bei uns die

Kohlekraftwerke wieder aus der Reserve zu holen.

Einen Dammbruch bei den Landesfinanzen zu Lasten der jungen Generationen, der

diese endgültig überfordern würde, darf es nicht geben und das würden wir auch nicht

mitmachen. Und wir hoffen, dass die CDU die nächsten vier Jahre standhaft bleibt.“
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